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Böden sind Grundlage und Raum für alles Leben auf
der Erde und in ihren vielfältigen Funktionen un-
entbehrlich im Naturhaushalt.
Böden bilden eine lebensnotwendige Ressource und
sind kaum regenerierbar. Sie sind seit langem ei-
nem hohen Verbrauch und vielfältigen Belastungen
ausgesetzt, sodass der Schutz des Bodens an Bedeu-
tung gewinnt.
Die Verwertung von Abfällen in und auf Böden hat
Tradition, wie beispielsweise der Einsatz von Schutt
im Wegebau, von Bodenaushub in der Rekultivie-
rung oder das Aufbringen organischer Substanz zur
Düngung in der Landwirtschaft.
Die generelle Forderung der Kreislaufwirtschaft
nach weitestgehender Verwertung führt dazu, dass
immer mehr Material auf Flächen, vor allem in der
Landwirtschaft oder im Garten- und Landschafts-
bau, verbracht wird. Gleichzeitig besteht Bedarf an
Bodenmaterial. So hat besonders der Einsatz natür-
licher oder unbelasteter Materialien zur Herstel-
lung von Böden bei Rekultivierungsmaßnahmen
oder im Landschaftsbau zugenommen.
Um nachteilige Auswirkungen auf Böden, Grund-
wasser und Gewässer zu verhindern, wurden in den
letzten Jahren Rechtsvorschriften und Regelwerke
wie beispielsweise in den Bereichen Wasser, Land-
wirtschaft und Abfallwirtschaft erlassen.
Mit dem Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)
und der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) wird den Erfordernissen des vor-
sorgenden und nachhaltigen Bodenschutzes unmit-
telbar Rechnung getragen.

Ein Schwerpunkt des vorsorgenden Bodenschutzes
in Gesetz und Verordnung ist die Verwertung von
Materialien in und auf Böden. Dieser Bereich wird
in § 6 BBodSchG und der entsprechenden Aus-
führung in § 12 BBodSchV „Anforderungen an
das Auf- und Einbringen von Materialien auf
oder in den Boden“ geregelt.
Die Anforderungen beziehen sich auf die zu ver-
bringenden Materialien, den Ausbringungsort und
die technische Durchführung von Maßnahmen. Ent-
scheidend für das Ergebnis einer Maßnahme ist die
verbindende Betrachtung der einzelnen Vorgaben,
um dem Ziel des sparsamen und schonenden Um-
gangs mit dem Boden gerecht zu werden.
Das bedeutet, dass sowohl bei Vorhaben im Rahmen
von Genehmigungsverfahren als auch bei genehmi-
gungsfreien Vorhaben – soweit nicht vorgeschaltete
Bestimmungen greifen – die materiellen Anforde-
rungen des Bodenschutzrechts und hier besonders
des § 12 BBodSchV von den Vorhabensträgern zu
berücksichtigen sind.
Das vorliegende Merkblatt gibt einen Überblick
über die Anforderungen des § 12 BBodSchV .

Ludwig Simon
Präsident des Hessischen Landesamtes für Umwelt und Geologie

Vorwort
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1.1 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)
Im BBodSchG sind Grundlagen des vorsorgenden und
nachhaltigen Bodenschutzes formuliert. Im Hinblick
auf eine umweltgerechte Materialverwertung in und
auf Böden ist die nachhaltige Sicherung und Wieder-
herstellung von Bodenfunktionen (Abb. 1), die Ab-
wehr schädlicher Bodenveränderungen und die Vor-
sorge gegen nachteilige Einwirkungen geregelt. Von
besonderer Bedeutung sind hier:
• § 3 BBodSchG: Anwendungsbereich,
• § 6 BBodSchG: Auf- und Einbringen von Materialien

auf oder in den Boden,
• § 7 BBodSchG: Vorsorgepflicht, 
• § 8 BBodSchG: Werte und Anforderungen (Prüf-,

Maßnahmen- und Vorsorgewerte).

Eine Zusammenstellung der wesentlichen Gesetze
und untergesetzlichen Regelwerke, die in Verbindung
mit dem Bodenschutzgesetz zu beachten sind, ist die-
sem Merkblatt angefügt.

1.2 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung (BBodSchV)
In der BBodSchV werden die gesetzlichen Vorgaben
konkretisiert und bundeseinheitlich geregelt. Hinwei-
se zur Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bo-
denveränderungen finden sich in Teil sieben der Ver-
ordnung:
• § 9 BBodSchV: Besorgnis schädlicher Bodenverän-

derung,
• § 10 BBodSchV: Vorsorgeanforderungen,
• § 11 BBodSchV: Zulässige Zusatzbelastung,
• § 12 BBodSchV: Anforderungen an das Aufbringen

und Einbringen von Materialien auf
oder in den Boden (Abb. 2).

In Anhang 1 und 2 der Verordnung sind Methoden
und Grenzwerte vorgegeben, die in Verbindung mit
§ 12 BBodSchV von Bedeutung sind:
Anhang 1: Anforderungen an die Probenahme, Analy-

tik und Qualitätssicherung bei der Unter-
suchung,

Anhang 2: Maßnahmen-, Prüf- und Vorsorgewerte.
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Besorgnis schädlicher
Bodenveränderungen

ausschließen

Grenzwerte
beachten

Ausbringung
anpassen
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sichern,

wiederherstellen

Vorsorge gegen 
nachteilige 

Einwirkungen treffen

Material Standort Ausführung

Material-
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und Menge

Standort-
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Ausbringungs-
zeitraum

Schadstoff-
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Abb. 2. Systematik der Anforderungen an das Auf- und Einbrin-
gen von Materialien auf oder in den Boden nach § 12
BBodSchV.

1. Rechtliche Grundlagen

Abb. 1. Boden mit landwirtschaftlicher Nutzungsfunktion.
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2. Anforderungen nach § 12 BBodSchV

Mit § 12 BBodSchV „Anforderungen an das Aufbrin-
gen und Einbringen von Material auf oder in den Bo-
den“ wird die Verordnungsermächtigung nach § 6
BBodSchG umgesetzt und der Bezug zur täglichen
Praxis hergestellt, indem detaillierte Vorsorgeanforde-
rungen an Verwertungsmaßnahmen, das heißt vor al-
lem an Materialien, Böden und Verfahren, gestellt
werden. Die qualitativen Vorgaben sind bei jeder vor-
gesehenen Maßnahme zu prüfen und in Hinblick auf
ihr Ergebnis auch in ihren Kombinationswirkungen zu
bewerten.
Die Bewertungsmaßstäbe beziehen sich auf die
„durchwurzelbare Bodenschicht“. Damit wird die
Schicht bezeichnet, die von den Pflanzenwurzeln in
Abhängigkeit von den natürlichen Standortbedingun-
gen physiologisch und mechanisch durchdrungen
werden kann. Sie schließt den humosen Oberboden
(Mutterboden) und meist Teile des humus- und nähr-
stoffärmeren Unterbodens ein (Abb. 3).
§ 12 BBodSchV gilt für die durchwurzelbare Boden-
schicht unmittelbar. Verfüllungen von Gruben, Brü-
chen oder Tagebauen, die quasi „unterhalb“, das heißt
vor der Herstellung einer durchwurzelbaren Boden-
schicht ausgeführt werden, sind über die Vorsorge-

pflicht nach § 7 BBodSchG i.V.m. der Besorgnis schäd-
licher Bodenveränderungen nach § 9 BBodSchV an die
Vorsorgeregelungen, inhaltlich jedoch an die Techni-
schen Regeln der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall
(LAGA) oder die der Länderarbeitsgemeinschaft Berg-
bau (LAB) gebunden.
Die Anforderungen des § 12 BBodSchV setzen einen
verantwortungsbewussten Umgang aller Beteiligten
mit dem Boden im Sinne des BBodSchG voraus, das
heißt im Einzelnen:
• die nach dem Gesetz Pflichtigen (siehe Kap. 3: Ver-

antwortliche) halten die Bestimmungen ein und
versichern sich vertraglich der Schadlosigkeit und
Nützlichkeit anstehender Maßnahmen2,

• im Zweifelsfall ist die zuständige Behörde einzu-
schalten,

• die Anforderungen des vorsorgenden Bodenschutzes
sind Bestandteil von Bescheiden (Integration in An-
trags- und Gestattungsverfahren) und 

• Maßnahmen in Gebieten mit erhöhten Belastungen
werden behördlich begleitet.

Beim Auf- oder Einbringen von Material auf oder in
den Boden muss gewährleistet sein, dass die Besorgnis
einer schädlichen Bodenveränderung ausgeschlossen
und zudem mindestens eine der nach § 3 BBodSchG
vorgegebenen Funktionen, in diesem Zusammenhang
eine natürliche Bodenfunktion oder eine Flächennut-
zung für Siedlung, Erholung, Land- oder Forstwirt-
schaft, nachhaltig gesichert oder wiederhergestellt
wird (Abb. 4). Das heißt, jede Maßnahme nach § 12
BBodSchV muss schadlos und nützlich sein.

2 Mustervertrag: „Vertrag zur Aufbringung von Bodenaushub“, Badischer Landwirtschaftlicher Hauptverband e.V., Friedrichstraße 41,
79098 Freiburg i.Br.

Abb. 3. Durchwurzelbare Bodenschicht. Abb. 4. Ausbringung von Bodenmaterial.
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2.1 Maßnahmen
§ 12 BBodSchV regelt grundsätzlich zwei Fälle der
Materialausbringung:

2.1.1 Herstellen einer durchwurzelbaren Boden-
schicht
wie beispielsweise im Rahmen von
• Begrünung technischer Bauwerke (z.B. Lärmschutz-

wälle, Halden oder Deponien),
• Rekultivierung von Abbaustätten oder sonstigen Ab-

grabungen,
• Maßnahmen des Garten- und Landschaftsbaus (z.B.

Herstellung von Rasensportanlagen).

2.1.2 Auf- und Einbringen von Material auf oder in
den Boden
heißt in aller Regel auf oder in eine durchwurzelbare
Bodenschicht, beispielsweise
• Maßnahmen im GaLa-Bau wie die Herstellung von

Gärten, Grünflächen oder Parkanlagen,
• Verwendung von Materialien auf landwirtschaftli-

chen Nutzflächen,
• Auf- und Einbringen von Bankettschälgut im Rah-

men von Straßenbaumaßnahmen.
Für Flächen mit landbaulicher Folgenutzung sind die
Anforderungen weiter spezifiziert. 

2.2 Materialien
Die Materialanforderungen sind den Maßnahmen an-
zumessen und im Einzelfall zu beachten:

2.2.1 Materialien zum Herstellen einer durchwurzel-
baren Bodenschicht
• Bodenmaterial nach § 2 Nr.1 BBodSchV

Bodenmaterial ist Material aus Böden (§ 2 Abs.1
BBodSchG3) und deren Ausgangssubstraten ein-
schließlich Mutterboden, das im Zusammenhang
mit Baumaßnahmen oder anderen Veränderungen
der Erdoberfläche ausgehoben, abgeschoben oder
behandelt wird.

• Baggergut nach DIN 19731
Bodenmaterial, das im Rahmen von Unterhaltungs-,
Neu- und Ausbaumaßnahmen aus Gewässern ent-
nommen wird, zum Beispiel bestehend aus:
1) Sedimenten und subhydrischen Böden der Ge-
wässersohle,

2) Böden und deren Ausgangssubstraten im unmit-
telbaren Umfeld des Gewässerbettes,
3) Oberböden im Ufer- bzw. Überschwemmungs-
bereich des Gewässers.

• Gemische von Bodenmaterial mit qualitativ definier-
ten Abfällen nach § 8 KrW-/AbfG
Die Vorgaben sind im Einzelnen der AbfKlärV, der
BioAbfV oder ergänzend dem Düngemittelrecht zu
entnehmen.

2.2.2 Auf- und Einbringen von (sonstigen) Mate-
rial(ien) auf oder in eine durchwurzelbare Boden-
schicht oder Herstellen einer durchwurzelbaren Bo-
denschicht im Rahmen von Rekultivierungsvorhaben
einschließlich Wiedernutzbarmachung
In diesen Fällen ist immer zweierlei zu prüfen, die
• Schadlosigkeit der Maßnahme

Der Nachweis der Schadlosigkeit erfolgt durch das
Prüfen von Art, Menge, Schadstoffgehalten und
physikalischen Eigenschaften des Materials unter
Berücksichtigung der Schadstoffgehalte der Böden
vor Ort.

Eine schädliche Bodenveränderung ist zu erwarten bei:
1) Überschreitung der Vorsorgewerte gemäß An-
hang 2 Nr. 4 BBodSchV,
2) erheblicher Anreicherung anderer Schadstoffe mit
beispielsweise krebserzeugenden, erbgutverändern-
den, fortpflanzungsgefährdenden oder toxischen Ei-
genschaften (§ 9 Abs.1 Satz1 Nr.2 BBodSchV). 
• Nützlichkeit der Maßnahme

Der Nachweis der Nützlichkeit zielt auf die Wieder-
herstellung oder Sicherung natürlicher Bodenfunk-
tionen oder der Nutzungsfunktionen Siedlung/Erho-
lung oder Land-/Forstwirtschaft.
Die Nützlichkeit einer Maßnahme schließt eine Ver-
schlechterung vorhandener Bodenfunktionen aus. Die
Sicherung oder Wiederherstellung von Bodenfunktio-
nen lässt Maßnahmen zu, die besondere Bodenfunk-
tionen (z.B. Boden als Kreislauf-, Abbau-, Ausgleichs-
oder Aufbaumedium) unterstützen.

Sonstige Materialien sind also nur geeignet, wenn sie
nachweislich die rechtlichen Anforderungen an die
stofflichen und nichtstofflichen Eigenschaften sowie
die der Nützlichkeit erfüllen.

3 Boden im Sinne dieses Gesetzes ist die obere Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger der in Absatz 2 genannten Bodenfunktionen ist,
einschließlich der flüssigen Bestandteile (Bodenlösung) und der gasförmigen Bestandteile (Bodenluft), ohne Grundwasser oder Gewäs-
serbetten.
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2.3 Standort
Um beurteilen zu können, ob das Ausbringen von Ma-
terial im Einklang mit den rechtlichen Vorgaben steht,
ist erforderlich, dass die Pflichtigen nicht nur das Ma-
terial, sondern auch die Ausbringungsfläche in Hin-
blick auf die vorgesehene Maßnahme prüfen.

Die Anforderungen an die Standortvoraussetzungen
sind gestuft. Sie reichen vom Ausschluss bestimmter
Flächen mit besonderen Schutzfunktionen (2.3.1) oder
besonderer Fallgestaltung (2.3.2) über Kriterien zu
nutzungsbezogenen Eingrenzungen (2.3.3) bis hin zu
allgemeingültigen Hinweisen (2.4 ff).

Tab. 1. Standort- und maßnahmenbezogene Sonderregelungen.

Ausnahmefälle

Sonderregelungen (landwirtschaftliche Nutzung)

Zwischen- und Umlagerung von 
Bodenmaterial auf Grundstücken.

Gebiete mit erhöhten Schadstoff-
gehalten in Böden.

Rückführung von Bodenmaterial 
nach Erosionsereignissen oder Rei-
nigung von Erntepodukten.

Umlagerung von Material im Be-
reich schädlicher Bodenverände-
rungen (bei Sanierungen) bleibt 
unberührt.

Flächenausschluss

Böden, die Funktionen im Natur-
haushalt im besonderen Maße 
erfüllen.

Natur- und kulturgeschichtlich be-
deutsame Archivböden.

Böden im Wald, in Wasserschutz-
gebieten, in geschützten Gebieten 
und Teilen von Natur und Land-
schaft und in Kernzonen von Na-
turschutzgroßprojekten von ge-
samtstaatlicher Bedeutung.

Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht für eine landwirtschaftliche Folge-
nutzung im Rahmen von Rekultivierungsmaßnahmen einschließlich Wiedernutzbar-
machung.

Ausbringen von Bodenmaterial auf landwirtschaftlich einschließlich gartenbaulich ge-
nutzte Böden.
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2.3.1 Flächenausschluss
Böden, die gesetzlich vorgegebene Bodenfunktionen
in besonderem Maße erfüllen, sollen von Materialien
zur Ausbringung freigehalten werden:
• Böden mit herausragenden Funktionen im Natur-

haushalt 
Als Orientierungsmaß für Böden, die frei zu halten
sind, können z.B. Bodenzahlen dienen. Bodenzahlen
beschreiben die Eigenschaften von Ackerstandorten
und sind ein ungefähres Maß für deren Ertragsfähig-
keit, wobei der beste Boden die Bodenzahl 100 erhält.
Ein Flächenausschluss sollte erfolgen bei:
Böden >65 Punkte:  ein Materialauftrag bringt bei

vorhandenem hohen Ertragspo-
tenzial nicht den geforderten
Nutzen (Abb. 5).

Böden <25 Punkte:  ein extrem geringes Ertragspo-
tenzial lässt in der Regel ein ho-
hes Biotopentwicklungspotenzi-
al erwarten und ein Materialauf-
trag kann gewünschte Entwick-
lungen verhindern.

Des Weiteren sollten auch Böden mit geringem Filter-
vermögen von Materialien frei gehalten werden.

• Natur- und kulturgeschichtlich bedeutsame Archiv-
böden (Abb. 6)
Hier sind etwa Bodendenkmäler, seltene geomor-
phe Strukturen oder regionale Besonderheiten zu
berücksichtigen.

Das Ausschlussgebot gilt grundsätzlich auch für Bö-
den im:
• Wald (Abb. 7)
• Wasserschutzgebiet
• Naturschutzgebiet
• Nationalpark
• Biosphärenreservat
• geschützten Landschaftsbestandteil
• Schutzgebiet des europäischen „Natura-2000“-Pro-

gramms bei
• bestimmten Biotopen nach BNatSchG oder bei
• Naturdenkmalen
Abweichungen von diesen Vorgaben sind nur aus
forst- oder naturschutzfachlicher Sicht oder zum
Schutze des Grundwassers in Absprache mit der je-
weils zuständigen Fachbehörde möglich.
Die Bedingungen der einschlägigen, gültigen Fachge-
setze sind zu beachten.

Abb. 6. Boden als Naturarchiv.

Abb. 7. Schutz von Waldböden.

Abb. 5. Böden mit hohem Ertragspotenzial.
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2.3.2 Ausnahmefälle
Zwischen- und Umlagerung von Bodenmaterial auf
Grundstücken
Bodenmaterial, das im Rahmen von Baumaßnahmen
anfällt und innerhalb eines Grundstückes verlagert
wird, das heißt an eben diesem Herkunftsort wieder-
verwendet wird, unterliegt nicht den Bestimmungen
des § 12 BBodSchV.
Umfasst ein Vorhaben mehrere Grundstücke, dann
fasst der „Herkunftsort“ Flächen ähnlicher Bodenbe-
schaffenheit und/oder Nutzung zusammen. Bei größe-
ren Baumaßnahmen (Verkehrswegebau etc.) kann der
Begriff  „Herkunftsort“ zusätzlich flächen- und zeit-
eingrenzend auf Planfeststellungsabschnitte oder Bau-
betriebsabschnitte festgelegt werden.
Diese Ausnahmeregelung bezieht sich im Wesent-
lichen auf den Erdmassenausgleich auf Baugrund-
stücken. Sie setzt voraus, dass eine derartige Maßnah-
me keine Verschlechterung der Bodenqualität nach
sich zieht und die technische Ausführung in Bezug
auf das Bodengefüge angemessen erfolgt.

Gebiete mit erhöhten Schadstoffgehalten in Böden
Eine Verlagerung von Bodenmaterial in Gebieten mit
geogen oder siedlungsbedingt erhöhten Schadstoffge-
halten ist zulässig, wenn gemäß BBodSchG weder
natürliche Nutzungen oder Flächen für Siedlung, Er-
holung, Land- oder Forstwirtschaft noch die vorhan-
dene Schadstoffsituation vor Ort zusätzlich beein-
trächtigt werden (Verschlechterungsverbot).
Mit der Maßnahme darf der Gesamtschadstoffgehalt
nicht erhöht und zudem keine Mobilisierung vorhan-
dener Schadstoffe in Gang gesetzt werden.
Die zuständigen Behörden können Gebiete mit er-
höhten Schadstoffgehalten ausweisen und dort Aus-
nahmen von der Untersuchungspflicht beziehungs-
weise von der so genannten 70-Prozent-Regel für die

landwirtschaftliche Folgenutzung zulassen. Auch in
derartigen Ausnahmefällen werden Kenntnisse über
das vorhandene Material und die Bodenbeschaffen-
heit vorausgesetzt, um mindestens das Verschlechte-
rungsverbot einzuhalten.

Rückführung von Bodenmaterial nach Erosionsereig-
nissen
Maßnahmen, die dazu dienen, abgetragenes Boden-
material nach Erosionsereignissen auf örtlich begrenz-
ten Flächen oder Bodenmaterial aus der Reinigung
landwirtschaftlicher Ernteprodukte wieder an den
Herkunftsort zurück zu führen, sind von der Untersu-
chungspflicht, nicht jedoch von allen anderen Pflich-
ten befreit.
Die Begriffe „Rückführung“ und „lokal begrenzt“ stel-
len den Zusammenhang zwischen Material und Stan-
dort her. Der Herkunftsort ist die betroffene landwirt-
schaftliche Fläche, auf der das Ursprungsmaterial
auch zur Wiederverwertung kommt.
Die aufzubringende Menge gleicht etwa der abgängi-
gen Menge. In der Regel sind mit dieser Vorgabe eher
Fragen der Bodenstruktur und des Nährstoffangebo-
tes zu beachten, als solche von Schadstoffgehalten
(Abb. 8).

Umlagerung von Material im Bereich schädlicher Bo-
denveränderungen (Sanierung)
Dieser Hinweis grenzt Maßnahmen des vorsorgenden
Bodenschutzes gegen Sanierungsmaßnahmen ab und
stellt klar, dass kein Zusammenhang mit Gebieten
schädlicher Bodenveränderungen im Rahmen von Sa-
nierungsverfahren besteht.
Auch im Sanierungsfall ist nur das Umlagern von Ma-
terial am gleichen Herkunftsort erlaubt und nicht ei-
ne Materialzuführung von außerhalb. Die entspre-
chenden Bestimmungen sind einzuhalten (Abb. 9).

Abb. 9. Bodenbelastung.Abb. 8. Bodenverlust durch Erosion.
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2.3.3 Sonderregelungen für landwirtschaftliche Nutz-
flächen
Für landwirtschaftlich genutzte oder künftig zu nut-
zende Böden erfolgt eine grundsätzliche, weiterge-
hende Schadstoffbegrenzung (Abb. 10). Unter dem
Gesichtspunkt, dass auch künftig zweckgebundene
oder diffuse Schadstoffeinträge zu erwarten sind,
werden die Vorsorgewerte in Anhang 2 Nr. 4 der
BBodSchV für landwirtschaftliche Nutzflächen auf
70 Prozent der dort angeführten Werte reduziert.
Da sich die Grenzwerte auf die zu erwartenden Schad-
stoffgehalte im Boden beziehen, sind in der Einzelfall-
prüfung wiederum Informationen über Material,
Fracht und bestehende Standortbelastung erforderlich.
Den „landwirtschaftlichen Nutzflächen“ sind neben
Ackerbauflächen und Dauergrünland auch Flächen
mit Dauerkulturen im Erwerbsgarten- und Zierpflan-
zenbau sowie Baumschulflächen zuzuordnen.
Für alle land- und gartenbaulichen Nutzflächen gilt,
dass die Mächtigkeit des Materialauf- bzw. -eintrages
auf oder in eine durchwurzelbare Bodenschicht maxi-
mal 20 cm betragen soll, da größere Mächtigkeiten in
der Regel keinen Mehrnutzen bergen.

Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht für
eine landwirtschaftliche Folgenutzung im Rahmen von
Rekultivierungsmaßnahmen einschließlich Wieder-
nutzbarmachung

Ziel der Verordnung ist hier die (Wieder-)Herstellung
belebter, künftig pflanzentragender, das heißt durch-
wurzelbarer Bodenschichten für besondere Boden-
funktionen.

Das Herstellen einer landwirtschaftlich kultivierbaren
Bodenschicht soll durch besondere Anforderungen an
das Material gesichert werden und gibt eine Beschrän-
kung auf „geeignete Bodenmaterialien“ (DIN 19731:
Bodenaushub oder Baggergut) vor, das geeignet ist
nach 
• Art (z.B. durchwurzelbar, bearbeitbar, nährstoffhaltig),
• Menge (wie Gründigkeit der neuen Bodenschicht)

und 
• Schadstoffgehalt (70 % der Vorsorgewerte nach An-

hang 2 Nr. 4 BBodSchV).
Sofern Materialgemische zum Einsatz kommen, sind
zudem die Anforderungen der AbfKlärV, der BioAbfV
oder gegebenenfalls des Düngemittelrechts zu erfül-
len.

Ausbringen von Bodenmaterial auf landwirtschaftlich
einschließlich gartenbaulich genutzte Böden
Derartige Maßnahmen setzen ihre Nützlichkeit vor-
aus. Das Aufbringen von Material auf Land- oder Gar-
tenbauflächen ist nur zulässig, wenn damit deren Er-
tragsfähigkeit
• wieder hergestellt oder
• nachhaltig gesichert und
• nicht dauerhaft verringert wird.
Positive Auswirkungen kann ein angepasstes Nähr-
stoffangebot oder auch eine Stabilisierung des Boden-
gefüges haben (Abb. 11).
Aus Sicht des vorsorgenden Bodenschutzes wird emp-
fohlen, diese Vorgabe auch bei Haus- und Kleingärten
einzuhalten.

Abb. 11. Ausbringung von Bodenmaterial.Abb. 10. Landwirtschaftliche Bodennutzung.
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2.4 Untersuchungspflichten
Die Untersuchungspflicht zielt darauf ab, schädliche
Bodenveränderungen zu vermeiden und zudem die
Nützlichkeit einer Maßnahme festzustellen (Abb. 12).
In diesem Sinne sollen Eigentümer, Nutzer oder Ver-
richter auf Flächen das vorhandene Material vor dem
Auf- und Einbringen begutachten, im Zweifelsfalle
prüfen und die Auswirkungen auf die Ausbringungs-
fläche auf Grundlage der Standortgegebenheiten
berücksichtigen. Ergänzend können im Besorgnisfall
Untersuchungen des Standortes seitens der Behörde
angeordnet werden.
Zusätzliche Erhebungen werden also immer dann not-
wendig sein, wenn das Material bzw. seine Herkunft
unbekannt oder seitens des Standortes eine schädli-
che Bodenveränderung zu befürchten ist. Sie können
sowohl für chemische als auch für physikalische Ei-
genschaften erforderlich sein (Hinweise in DIN
19731).
Der notwendige Untersuchungsumfang basiert auf
den zustands- und maßnahmenbezogenen Vorsorge-
werten oder im Besorgnisfall auf den nutzungs- und
wirkungsbezogenen Prüfwerten (Anh. 1 und 2 der
BBodSchV).

2.5 Technische Ausführung
Das Ausbringen von Material soll nicht zu Verdichtun-
gen, Vernässungen oder sonstigen nachteiligen Bo-
denveränderungen führen. Zu beachten ist, dass (Bo-
den-)Material bereits beim Ausbau und Zwischenla-
gern beeinträchtigt werden kann.
Konkrete Vorgaben zur physikalischen Beschaffenheit
des Materials sind in der BBodSchV nicht benannt. In
Hinblick auf Bodenfunktionen haben Kenngrößen wie
Sorptionsvermögen, Luftkapazität oder Durchwurzel-
barkeit und Bearbeitbarkeit Bedeutung. 
Zur Klassifizierung der Materialien wird die DIN
19731 empfohlen. Hier werden Material und Stand-
ort in Hinblick auf ihre Kombinationseignung bewer-
tet. Vorrangig gilt, dass eine Aufbringung von Boden-
material  auf eine durchwurzelbare Bodenschicht nur
bei „ähnlicher Beschaffenheit“ erfolgen sollte.

2.6 Nährstoffzufuhr
Die Nährstoffzufuhr ist in jedem Falle einer Material-
aufbringung oder eines Materialeintrages mit dem Be-
darf der vorgesehenen Folgevegetation und dem Ver-
sorgungsstand vor Ort abzustimmen, um gewässerge-
fährdende Nährstoffeinträge oder die Eutrophierung
naturnaher Flächen bzw. Nachbarflächen zu vermei-
den. 
Das Kriterium der Nützlichkeit einer Maßnahme wird
nur bei bedarfsgerechter Nährstoffzufuhr erfüllt. Falls
keine pflanzenbauliche Folgenutzung vorgesehen ist,
sind die Nährstoffgehalte für verwertbare Materialien
entsprechend zu begrenzen.

Abb. 12. Prüfschema zu § 12 BBodSchV.
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Die folgenden Behörden sind für den vorsorgenden
Bodenschutz in Hessen zuständig.
• Das Hessische Ministerium für Umwelt, Landwirt-

schaft und Forsten (HMULF) als oberste Boden-
schutzbehörde. 
Das Ministerium setzt übergeordnete rechtliche
Vorgaben in Landesrecht um und entwickelt um-
weltpolitische Ziele und Vorgaben. Als oberste Bo-
denschutzbehörde ist das Umweltministerium maß-
gebend bei übergeordneten Zusammenhängen und
verantwortlich bei speziellen Fragestellungen.

• Die Regierungspräsidien (RP) und zugehörig die
Staatlichen Umweltämter (RPU) als zuständige
Fachbehörden. 
Das jeweilige Regierungspräsidium ist zuständig in
Sachzusammenhängen mit Landwirtschaft, Forsten
und Naturschutz; die Staatlichen Umweltämter im
Zusammenhang mit Fragen der stofflichen Verwer-
tung und Anlagentechnik. 
Das Regierungspräsidium kann im Besorgnisfall be-
sondere Untersuchungen verlangen oder den Pflich-
tigen gegenüber Anordnungen zur Vorsorge treffen.

• Die Magistrate der kreisfreien Städte und die Land-
räte der Landkreise als untere Fachbehörden (in der
Regel die Abteilungen „Wasser und Bodenschutz“).
Die Zuständigkeit der unteren Fachbehörden liegt
bei Grundstücken mit Anlagen oder sonstigen
Grundstücken, auf denen mit wassergefährdenden
Stoffen umgegangen wird, auf welchen sich in die-
sem Zusammenhang Unfälle ereignet haben oder ei-
ne derartige Betroffenheit möglich ist.

• Fachbehörden mit besonderen Aufgaben wie
1) das Hessische Landesamt für Umwelt und Geolo-
gie (HLUG),
2) das Hessische Dienstleistungszentrum für Land-
wirtschaft, Gartenbau und Naturschutz (HDLGN), 
3) die Hessen-Forst (FIV: Forsteinrichtung, Informa-
tion, Versuchswesen).
Die genannten Landesbehörden arbeiten mit fachli-
chen Schwerpunkten. Sie nehmen übergeordnete
wissenschaftlich-fachliche Aufgaben wahr, arbeiten
dem HMULF zu und unterstützen die zuständigen
Behörden in Vollzugsangelegenheiten.

Verantwortlich für die Umsetzung der Anforderungen
in § 12 BBodSchV sind die Pflichtigen wie unter
„Pflichten der Gefahrenabwehr“ in § 4 BBodSchG und
ergänzend unter „Vorsorgepflichten“ in § 7 BBodSchG
benannt, die dafür zu sorgen haben, dass vorgesehene
Maßnahmen keine schädlichen Bodenveränderungen
hervorrufen (Abb. 13).
Die rechtlichen Bestimmungen des vorsorgenden Bo-
denschutzes richten sich unmittelbar an die Verant-
wortlichen also die Akteure bei Ausbringungsmaßnah-
men. Das sind grundsätzlich alle, die auf den Boden
einwirken, bezogen auf die Vorsorgepflicht insbeson-
dere:
• Grundstückseigentümer,
• Grundstücksbesitzer / -nutzer (Inhaber der tatsächli-

chen Gewalt),
• Auftraggeber oder Verrichter von Maßnahmen. 
Diese haben – besonders im Falle verfahrensfreier
Vorhaben – die Vorsorgeanforderungen eigenverant-
wortlich zu beachten.

Den Grundstückseigentümern oder -bewirtschaftern
wird eine privatrechtlich vertragliche Absicherung ge-
genüber den Materiallieferanten und Bauausführen-
den empfohlen. Musterverträge werden von den Be-
rufsverbänden zur Verfügung gestellt.

4. Zuständige Behörden

Abb. 13. Boden als Erholungsfläche.

3. Verantwortliche 
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Anforderungen an das Aufbringen und Einbringen von Ma-
terialien auf oder in den Boden
(1) Zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht
dürfen in und auf Böden nur Bodenmaterial sowie Bagger-
gut nach DIN 19731 (Ausgabe 5/98) und Gemische von Bo-
denmaterial mit solchen Abfällen, die die stofflichen Qua-
litätsanforderungen der nach § 8 des Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetzes erlassenen Verordnungen sowie der
Klärschlammverordnung erfüllen, auf- und eingebracht wer-
den.
(2) Das Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in ei-
ne durchwurzelbare Bodenschicht oder zur Herstellung ei-
ner durchwurzelbaren Bodenschicht im Rahmen von Rekul-
tivierungsvorhaben einschließlich Wiedernutzbarmachung
ist zulässig, wenn 
- insbesondere nach Art, Menge, Schadstoffgehalten und
physikalischen Eigenschaften der Materialien sowie nach
den Schadstoffgehalten der Böden am Ort des Auf- oder
Einbringens die Besorgnis des Entstehens schädlicher Bo-
denveränderungen gemäß § 7 Satz 2 des BBodSchG und
§ 9 dieser Verordnung nicht hervorgerufen wird und 
- mindestens eine der in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buchstabe b
und c des BBodSchG genannten Bodenfunktionen nachhal-
tig gesichert oder wiederhergestellt wird.
Die Zwischenlagerung und die Umlagerung von Bodenma-
terial auf Grundstücken im Rahmen der Errichtung oder
des Umbaus von baulichen und betrieblichen Anlagen un-
terliegen nicht den Regelungen dieses Paragrafen, wenn das
Bodenmaterial am Herkunftsort wieder verwendet wird.
(3) Die nach § 7 des BBodSchG Pflichtigen haben vor dem
Auf- und Einbringen die notwendigen Untersuchungen der
Materialien nach den Vorgaben in Anhang 1 durchzuführen
oder zu veranlassen. Die nach § 10 Abs. 1 des BBodSchG
zuständige Behörde kann weitere Untersuchungen hin-
sichtlich der Standort- und Bodeneigenschaften anordnen,
wenn das Entstehen einer schädlichen Bodenveränderung
zu besorgen ist; hierbei sind die Anforderungen nach DIN
19731 (Ausgabe 5/98) zu beachten.
(4) Bei landwirtschaftlicher Folgenutzung sollen im Hin-
blick auf künftige unvermeidliche Schadstoffeinträge durch
Bewirtschaftungsmaßnahmen oder atmosphärische Schad-
stoffeinträge die Schadstoffgehalte in der entstandenen
durchwurzelbaren Bodenschicht 70 Prozent der Vorsorge-
werte nach Anhang 2 Nr. 4 nicht überschreiten.
(5) Beim Aufbringen von Bodenmaterial auf landwirtschaft-
lich einschließlich gartenbaulich genutzte Böden ist deren
Ertragsfähigkeit nachhaltig zu sichern oder wiederherzu-
stellen und darf nicht dauerhaft verringert werden.
(6) Bei der Herstellung einer durchwurzelbaren Boden-

schicht für eine landwirtschaftliche Folgenutzung im Rah-
men von Rekultivierungsvorhaben einschließlich Wieder-
nutzbarmachung soll nach Art, Menge und Schadstoffgehalt
geeignetes Bodenmaterial auf- oder eingebracht werden.
(7) Die Nährstoffzufuhr durch das Auf- und Einbringen von
Materialien in und auf den Boden ist nach Menge und Ver-
fügbarkeit dem Pflanzenbedarf der Folgevegetation anzu-
passen, um insbesondere Nährstoffeinträge in Gewässer
weitestgehend zu vermeiden. DIN 18919 (Ausgabe 09/90)
ist zu beachten.
(8) Von dem Auf- und Einbringen von Materialien sollen Bö-
den, welche die Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1
und 2 des BBodSchG im besonderen Maße erfüllen, ausge-
schlossen werden. Dies gilt auch für Böden im Wald, in
Wasserschutzgebieten nach § 19 Abs. 1 des Wasserhaus-
haltsgesetzes, in nach den §§ 13, 14, 14a, 17, 18, 19b und
20c des Bundesnaturschutzgesetzes rechtsverbindlich un-
ter Schutz gestellten Gebieten und Teilen von Natur und
Landschaft sowie für die Böden der Kernzonen von Natur-
schutzgroßprojekten des Bundes von gesamtstaatlicher Be-
deutung. Die fachlich zuständigen Behörden können hier-
von Abweichungen zulassen, wenn ein Auf- und Einbringen
aus forst- oder naturschutzfachlicher Sicht oder zum
Schutz des Grundwassers erforderlich ist.
(9) Beim Auf- und Einbringen von Materialien auf oder in
den Boden sollen Verdichtungen, Vernässungen und sonsti-
ge nachteilige Bodenveränderungen durch geeignete tech-
nische Maßnahmen sowie durch Berücksichtigung der
Menge und des Zeitpunktes des Aufbringens vermieden
werden. Nach Aufbringen von Materialien mit einer Mäch-
tigkeit von mehr als 20 Zentimetern ist auf die Sicherung
oder den Aufbau eines stabilen Bodengefüges hinzuwirken.
DIN 19731 (Ausgabe 5/98) ist zu beachten.
(10) In Gebieten mit erhöhten Schadstoffgehalten in Böden
ist eine Verlagerung von Bodenmaterial innerhalb des Ge-
bietes zulässig, wenn die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buchsta-
be b und c des BBodSchG genannten Bodenfunktionen
nicht zusätzlich beeinträchtigt werden und insbesondere
die Schadstoffsituation am Ort des Aufbringens nicht nach-
teilig verändert wird. Die Gebiete erhöhter Schadstoffge-
halte können von der zuständigen Behörde festgelegt wer-
den. Dabei kann die zuständige Behörde auch Abweichun-
gen von den Absätzen 3 und 4 zulassen.
(11) § 5 Abs. 6 bleibt unberührt.
(12) Absatz 3 gilt nicht für das Auf- und Einbringen von Bo-
denmaterial auf die landwirtschaftliche Nutzfläche nach lo-
kal begrenzten Erosionsereignissen oder zur Rückführung
von Bodenmaterial aus der Reinigung landwirtschaftlicher
Ernteprodukte.

Anhang 1: Verordnungstext § 12 BBodSchV
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Regierungspräsidium Darmstadt RP-Darmstadt Zuständigkeitsbereich
Luisenplatz 2 Telefon: 06151/12-0 Südhessen
64278 Darmstadt Telefax: 06151/12-6005

Abt. Staatl. Umweltamt Darmstadt RPU-Darmstadt Stadt Darmstadt, Odenwaldkreis,
Wilhelminenstraße 1–3 Telefon: 06151/12-0 LK Darmstadt-Dieburg,
64278 Darmstadt Telefax: 06151/12-5031 LK Bergstraße, LK Groß-Gerau

Abt. Staatl. Umweltamt Frankfurt RPU-Frankfurt Stadt Frankfurt, Wetteraukreis
Gutleutstraße 114 und 163–167 Telefon: 069/2714-0
60327 Frankfurt am Main Telefax: 069/2714-5000

Abt. Staatl. Umweltamt Hanau RPU-Hanau Stadt Hanau, Main-Kinzig-Kreis,
Willy-Brandt-Straße 23 Telefon: 06181/3058-0 Stadt Offenbach, LK Offenbach
63450 Hanau Telefax: 06181/3058-102

Abt. Staatl. Umweltamt Wiesbaden RPU-Wiesbaden Stadt Wiesbaden,
Lessingstraße 16–18 Telefon: 0611/3309-0 Rheingau-Taunus-Kreis
65189 Wiesbaden Telefax: 0611/3309-444 Hochtaunuskreis, Main-Taunus-Kreis

Regierungspräsidium Gießen RP-Gießen Zuständigkeitsbereich
Landgraf-Philipp-Platz 3-7 Telefon: 0641/303-1 Mittelhessen
35390 Gießen Telefax: 0641/303-2197

Abt. Staatl. Umweltamt Marburg RPU-Marburg LK Marburg-Biedenkopf,
Robert-Koch-Straße 15-17 Telefon: 06421/616-600 Vogelsbergkreis, LK Gießen
35037 Marburg Telefax: 06421/616-161

Abt. Staatl. Umweltamt Wetzlar RPU-Wetzlar Lahn-Dill-Kreis, 
Spilburg-Kaserne (Geb. B4 und B7) Telefon: 06441/2107-0 LK Limburg-Weilburg
Frankfurter Straße 69 Telefax: 06441/2107-127
35578 Wetzlar

Regierungspräsidium Kassel RP-Kassel Zuständigkeitsbereich
Steinweg 6 Telefon: 0561/106-0 Nordhessen
34117 Kassel Telefax: 0561/106-1661

Abt. Staatl. Umweltamt Kassel RPU-Kassel Stadt Kassel, LK Kassel,
Steinweg 6 Telefon: 0561/106-0 LK Waldeck-Frankenberg,
34117 Kassel Telefax: 0561/106-1661 Schwalm-Eder-Kreis

Abt. Staatl. Umweltamt Bad Hersfeld RPU-Bad Hersfeld Werra-Meißner-Kreis,
Konrad-Zuse-Straße 19-21 Telefon: 06621/84-06 LK Hersfeld-Rotenburg, LK Fulda
36251 Bad Hersfeld Telefax: 06621/84-703

Hessisches Ministerium für Umwelt, HMULF Referat III–1: Bodenschutz,
Landwirtschaft und Forsten Telefon: 0611/815-0 Geowissenschaftliche Grundlagen:
Mainzer Straße 80 Telefax: 0611/815-1941 Frau Dr. Mattig, Frau Allié
65189 Wiesbaden

Hessisches Landesamt für Umwelt und Geologie HLUG Dezernat G5: Bodenschutz
Rheingaustraße 186 Telefon: 0611/6939-0 Hr. Dr. Emmerich, Frau Tönges
65203 Wiesbaden Telefax: 0611/6939-555 Hr. Dr. Vorderbrügge

Hessisches Dienstleistungszentrum für HDLGN Ansprechpartner:
Landwirtschaft, Gartenbau und Naturschutz Hr. Dr. Heyn, Hr. Dr. Schaaf
Schloss Eichhof Telefon: 0561/9888-0 Hr. Dr. Ellinghaus (Analytik)
36251 Bad Hersfeld Telefax: 0561/9888-300

Hessen-Forst FIV Ansprechpartner:
Prof. Oelkers-Straße 6 Telefon: 05541/7004-0 Hr. Dr. Führer
34346 Hann. Münden Telefax: 05541/7004-73
Europastraße 10–12 Telefon: 0641/4991-0 Herr Hocke 
35394 Gießen Telefax: 0641/4991-101

Anhang 2: Zuständige Behörden
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• Gesetz zum Schutz des Bodens, Bundes-Bodenschutzge-
setz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502)

• Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)
vom 12. Juli 1999 (BGBl. I S. 1554)

• Raumordnungsgesetz 
vom 18. August 1997 (BGBl. I S. 2081, 2102; 97a, 2902)

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
vom 12. Februar 1990 (BGBl. I S. 205)

• Baugesetzbuch (BauGB) 
vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141; 2902; 3108;
1998, 137)

• Hessische Bauordnung (HBO)
vom 18. Juni 2002 (GVBl. I S. 274)

• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege vom
25. März 2002 (BGBl. I S. 1193)

• Gesetz zur Änderung des Hessisches Naturschutzrechtes
vom 18. Juni 2002 (GVBl. I S. 364–381)

• Richtlinie zur Erhaltung der natürl. Lebensräume sowie
der wildlebenden Tier und Pflanzen (FFH-RL) 
Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992, (Abl.
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